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Revision der Note conjointe zur Ausübung des Optionsrechts im Bereich Krankenversicherung 
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Überblick über die internationalen Sozialversicherungsabkommen der Schweiz:  Auswirkungen 
auf die Krankenversicherung und auf die Unterstellung der entsandten  Arbeitnehmenden 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Nachstehend finden Sie Informationen über die Revision der Note conjointe zur Ausübung des 
Optionsrechts im Bereich Krankenversicherung mit Frankreich und die Einführung eines einheitlichen 
ad-hoc Formulars sowie einen Überblick über die internationalen Sozialversicherungsabkommen der 
Schweiz und ihre Auswirkungen auf die Krankenversicherung und auf die Unterstellung der entsand-
ten Arbeitnehmenden. 
 
 
I. Revision der Note conjointe zur Ausübung des Optionsrechts im Bereich 
 Krankenversicherung mit Frankreich; Einführung eines einheitlichen ad-hoc Formulars 
 
Nach der 3. Aktualisierung des Anhangs II zum Freizügigkeitsabkommen (FZA) und der Übernahme 
der neuen Koordinationsregeln in der Sozialversicherung durch die Schweiz wurde die "Note conjointe 
relative à l'exercice du droit d'option en matière d'assurance-maladie dans le cadre de l'Accord sur la 
libre circulation des personnes entre la Suisse et l'Union européenne" (Note conjointe), welche 
zwischen den französischen und schweizerischen Behörden im Jahre 2008 bereits verabschiedet 
wurde (vgl. unser Informationsschreiben vom 5. März 2008), aktualisiert. Diese revidierte Note 
conjointe, welche am 1. Februar 2013 in Kraft getreten ist, ersetzt alle früheren Dokumente, welche 
die Modalitäten der Ausübung des Optionsrechts zwischen der Schweiz und Frankreich regelten. Sie 
finden dieses Dokument (zusammen mit dem ad-hoc Formular) im Anhang, sowie auf unserer 
Internetseite (Link, siehe unter Zf. 1.1) und derjenigen des Bundesamts für Sozialversicherungen 
(BSV) www.bsv.admin.ch unter der Rubrik "Internationales" => Beratung/FAQ. 
 

http://www.bag.admin.ch/themen/krankenversicherung/06377/06508/14127/index.html?lang=de
http://www.bsv.admin.ch/themen/internationales/00085/index.html?lang=de
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1. Verfahren zur Ausübung des Optionsrechts und ad-hoc Formular 
Um die Zusammenarbeit zwischen den französischen und den schweizerischen Institutionen zu 
erleichtern, haben das BSV und das BAG zusammen mit den französischen Behörden ein neues 
Verfahren zur Ausübung des Optionsrechts konzipiert und dessen Modalitäten im Rahmen der neuen 
Note conjointe präzisiert. Neu ist das Optionsrecht mit einem einheitlichen Formular « Choix du 
système d'assurance-maladie applicable » (Wahl des anwendbaren Krankenversicherungs-
systems) auszuüben. Dieses in Zusammenarbeit mit den Mitgliedkantonen der "Groupe latin des 
assurances sociales" (GLAS) erarbeitete Formular hat zum Ziel, das Verfahren in Zusammenhang mit 
der Ausübung des Optionsrechts zu vereinheitlichen. Es ist Bestandteil der neuen Note conjointe. Wir 
werden Ihnen per E-Mail eine elektronische Fassung dieses Formulars, das online ausgefüllt werden 
kann, zukommen lassen, damit Sie es den Betroffenen auch auf Ihrer Internetseite zur Verfügung 
stellen können. 
 
1.1. Bezug des Formulars "Choix du système d'assurance applicable" 
Ab sofort muss jede in Frankreich wohnhafte Person, welche die Voraussetzungen zur Ausübung des 
Optionsrechts erfüllt und dieses Recht ausüben will, das obenerwähnte Formular ausfüllen. Personen, 
die bis anhin in Frankreich unterstellt waren, neu in der Schweiz versicherungspflichtig sind und ihr 
Optionsrecht nicht ausüben möchten - d.h. diese Personen versichern sich nach KVG - müssen 
dieses Formular ebenfalls ausfüllen. Sie haben im Formular anzugeben, dass sie sich für das schwei-
zerische System entscheiden. Dieses Formular muss bei den kantonalen zuständigen Behörden, bei 
der Gemeinsamen Einrichtung KVG (GE KVG) oder bei den Krankenversicherern erhältlich sein. Es 
wird zudem auf der Internetseite des BAG verfügbar sein unter www.bag.admin.ch => Themen => 
Krankenversicherung => Internationales/EU/EFTA => Versicherungspflicht. Da dieses Formular auch 
für die Familienangehörigen gilt, wird nur ein Formular pro Familie abgegeben. 
 
1.2 Obliegenheiten des Betroffenen1 
Den Beweis des Abschlusses einer Versicherung in Frankreich zu erbringen, obliegt der 
Person, welche über ein Optionsrecht verfügt und dieses Recht ausüben möchte. Die Grenz-
gänger füllen die Teile 1 und 2 (sowie Teil 4 für ihre nichterwerbstätigen Familienangehörigen) aus. 
Die Rentner füllen die Teile 1 und 3 (sowie Teil 4 für ihre nichterwerbstätigen Familienangehörigen) 
aus. Sie geben ihre Wahl im Bereich Krankenversicherung (Couverture maladie universelle/CMU oder 
französische Privatversicherung - Teile 6 und 7) an und lassen ihre Versicherungsdeckung auf diesem 
Formular bestätigen. Die bis anhin in Frankreich versicherte Person, die das KVG-System wählt, füllt 
den Teil 5 aus. Das ausgefüllte Formular muss zwingend durch die Caisse primaire d’assurance 
maladie française (CPAM) visiert werden, bevor es innerhalb von drei Monaten nach Entstehung 
des Optionsrechts der schweizerischen zuständigen Behörde (GE KVG für die Rentner und kantonale 
Behörde für die Grenzgänger) zurückgeschickt wird. Wenn der Betroffene vor der Ausübung des 
Optionsrechts in der Schweiz versichert war, muss er eine Kopie des durch die CPAM visierten 
Formulars seiner Krankenkasse schicken, damit die Versicherung beim Schweizer Versicherer 
ohne Unterbrechung der Versicherungsdeckung endet. Wenn das Befreiungsgesuch abgelehnt wird, 
muss der Betroffene die CPAM und gegebenenfalls die betroffene schweizerische Krankenkasse 
darüber informieren. 
 
1.3 Aufgaben der Kantone 
Gemäss Artikel 6 und 6a KVG sowie Artikel 10 KVV gehört es zu den Aufgaben der Kantone, die 
versicherungspflichtigen Personen zu informieren, für die Einhaltung der Versicherungspflicht zu 
sorgen und über die Befreiungsgesuche zu entscheiden. Die Kantone geben den Betroffenen das 
Formular ab. Sie sind dafür besorgt, dass die Grenzgänger das Formular korrekt ausfüllen, und es 
innerhalb von drei Monaten (vgl. unten Zf. 1.6) zurückschicken. Bei Personen, die nach Frankreich 
umziehen und weiterhin dem Obligatorium in der Schweiz unterstehen und die von ihrem 
Optionsrecht Gebrauch machen, endet die Versicherung in der Schweiz erst, wenn der Versiche-
rungsschutz beim neuen Versicherer besteht und der Versicherte den Nachweis nach dem unter Ziffer 
1.2 beschriebenen Verfahren erbringt. Wenn die Kantone das Formular abgeben, informieren sie 
diese Personen, dass sie ihrer Krankenkasse eine Kopie des durch die CPAM visierten Formulars 
zurückschicken müssen, damit die Versicherung in der Schweiz endet. 
                                                      
 
1Folgende Personen, die in Frankreich wohnen und ihr Optionsrecht ausüben möchten, müssen auch das Formular ausfüllen: 
Bezüger eines schweizerischen Arbeitslosengeldes, nicht erwerbstätige Familienmitglieder eines krankenversicherungspflichti-
gen Aufenthalters in der Schweiz, Personen mit Tätigkeiten in mehreren Ländern, die in der Schweiz unterstellt sind.  

http://www.bag.admin.ch/themen/krankenversicherung/06377/06508/14127/index.html?lang=de
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Stellt die kantonale Behörde fest, dass die Bedingungen für die Ausübung des Optionsrechts nicht 
erfüllt sind, lehnt sie das Befreiungsgesuch ab. Sie informiert den Betroffenen darüber und setzt ihm 
eine Frist, um sich in der Schweiz zu versichern. Nach unbenutztem Ablauf dieser Frist muss der 
Kanton diese Person einer schweizerischen Krankenkasse zuweisen.  
 
1.4 Aufgaben der GE KVG 
Gemäss Artikel 18 Absatz 2bis KVG entscheidet die GE KVG über Anträge um Befreiung von der 
Versicherungspflicht von Rentnern sowie deren Familienangehörigen, die in einem EU/EFTA-Staat 
wohnen. Die GE KVG gibt den Rentnern, die sich in Frankreich versichern wollen, das Formular ab 
und ist dafür besorgt, dass die Rentner das Formular korrekt ausfüllen und es innerhalb von drei 
Monaten (vgl. unten Zf. 1.6) nach dem Wegzug nach Frankreich oder dem Erhalt der ersten Rente 
zurückschicken. Wenn die GE KVG das Formular abgibt, informiert sie den Versicherten, dass er 
seiner Krankenkasse eine Kopie des durch die CPAM visierten Formulars zurückschicken muss, damit 
die Versicherung in der Schweiz endet. 
 
Stellt die GE KVG fest, dass die Bedingungen für die Ausübung des Optionsrechts nicht erfüllt sind, 
lehnt sie das Befreiungsgesuch ab und informiert den Betroffenen, dass er in der Schweiz versiche-
rungspflichtig bleibt. Ist der Betroffene nicht in der Schweiz versichert, setzt sie ihm eine Frist, um sich 
in der Schweiz zu versichern. Nach unbenutztem Ablauf dieser Frist muss die GE KVG diese Person 
einer schweizerischen Krankenkasse zuweisen. 
 
1.5 Aufgaben der Krankenversicherer 
Es obliegt den Versicherern, die bei ihnen bisher versicherten Personen bei einem Wegzug nach 
Frankreich über die Fortdauer der Versicherungspflicht (Art. 7b KVV) bzw. über die Möglichkeit des 
Optionsrechts zu informieren. Dabei sind folgende Konstellationen zu unterscheiden: 
- Wenn der Versicherte versicherungspflichtig bleibt (z.B. weil er in der Schweiz erwerbstätig ist 

oder bei ausschliesslichem Bezug einer Schweizer Rente) und von seinem Optionsrecht nicht 
Gebrauch machen will, darf der Krankenversicherer ihn nicht aus der Versicherung 
entlassen. Ist der Versicherte bei einem Krankenversicherer versichert, der die Versicherung in 
Frankreich nicht durchführt, dann muss sein Vertrag aufgelöst werden. Der Versicherte muss zu 
einem Versicherer wechseln, der die Versicherung in Frankreich durchführt. Die Voraussetzun-
gen von Artikel 7 Absatz 5 KVG, welche einen lückenlosen Versicherungsschutz garantieren, 
müssen eingehalten werden. 

- Wenn der Versicherte sein Optionsrecht ausübt und sich in Frankreich versichert, darf die 
schweizerische Versicherung erst aufgelöst werden, wenn der Versicherungsschutz beim neuen 
Versicherer besteht (Art. 5 Abs. 3 i. V. mit Art. 7 Abs. 5 KVG) und der Versicherte den Nachweis 
nach dem unter Ziffer 1.2 beschriebenen Verfahren erbringt.  

- Ein in Frankreich wohnhafter Schweizer Rentner, der gleichzeitig Anspruch auf eine französische 
Rente hat, muss sich in Frankreich versichern. Somit braucht er nicht durch die GE KVG befreit 
zu werden. In diesem Fall endet die Versicherung, wenn die versicherte Person der Versiche-
rungspflicht nicht mehr untersteht (Art. 5 Abs. 3 KVG). 

 
Wichtiger Hinweis an die Krankenkassen 
Wenn die Krankenkasse das Formular einem Versicherten abgibt, der nach Frankreich umzieht, in-
formiert sie den Versicherten, dass er ihr eine Kopie des durch die CPAM visierten Formulars zu-
rückschicken muss, damit die Versicherung in der Schweiz endet. Solange der Versicherte keine 
Kopie des ausgefüllten Formulars zurückgeschickt hat, bleibt er bei der Krankenkasse versichert.  
 
Während dieser Übergangszeit ist es nicht erforderlich, eine Bescheinigung S1 abzugeben und die 
EU-Prämien anzuwenden. Der Versicherer sollte jedoch bei der Übernahme der medizinischen 
Leistungen, die vom Versicherten in Frankreich - unter Vorweisung der europäischen Krankenversi-
cherungskarte - während dieser Zeit bezogen werden, flexibel sein. Wenn der Versicherte das korrekt 
ausgefüllte Formular innerhalb von drei Monaten (vgl. unten Zf. 1.6) nicht zurückschickt, kann der 
Schweizer Versicherer davon ausgehen, dass der Betroffene sein Optionsrecht nicht ausgeübt hat, 
und er teilt ihm schriftlich die anwendbare EU-Prämie für Frankreich mit.  
 
1.6 Frist für die Rücksendung des Formulars 
Das korrekt ausgefüllte und durch die CPAM visierte Formular muss innerhalb von drei Monaten nach 
der Entstehung des Optionsrechts (vgl. unter Zf. 2) an die zuständige schweizerische Behörde 
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zurückgeschickt werden. In begründeten Fällen (z.B. bei administrativer Verspätung) kann das 
Formular ausnahmsweise später eingereicht werden. Wir bitten Sie deshalb, im Falle eines begrün-
deten Verzugs bei der Einhaltung der dreimonatigen Frist flexibel zu sein. 
 
 
2. Massgebende Tatbestände für die Ausübung des Optionsrechts 
Die neue Note conjointe listet abschliessend die massgeblichen Tatbestände für die Ausübung des 
Optionsrechts auf. Es sind dies: 
- Aufnahme einer Erwerbstätigkeit in der Schweiz (erste Anstellung in der Schweiz einer in 
 Frankreich wohnenden Person) 
- Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit in der Schweiz nach einer Unterstellung in einem 
 anderen Staat 
 Dem Arbeitnehmer, der seine Tätigkeit in der Schweiz einstellt und anschliessend dem Kranken-

versicherungssystem eines anderen Staates unterstellt wird (sei es wegen Arbeitslosigkeit oder 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit) und der eine neue Erwerbstätigkeit in der Schweiz aufnimmt, 
steht ein neues Optionsrecht zu. Hingegen bleibt der Arbeitnehmer dem gewählten System 
unterstellt, wenn er in der Schweiz einen neuen Arbeitsvertrag abschliesst oder in einem anderen 
Kanton erwerbstätig wird. 

- Wohnsitzwechsel nach Frankreich (einer in der Schweiz wohnhaften und versicherten Person) 
- Übergang vom Status des Erwerbstätigen zum Rentnerstatus  
 Den Staatsangehörigen der Schweiz oder eines EU-Staates, die in Frankreich wohnhaft und 

versichert sind (nach Ausübung des Optionsrechts) und die aufgrund ihrer Rente dem schweizeri-
schen System unterstellt sind (sowie ihre nicht erwerbstätigen Familienangehörigen), steht beim 
Eintritt ins schweizerische Rentenalter ein neues Optionsrecht zu. Es handelt sich um: 

  - Bezüger einer ausschliesslichen schweizerischen Rente und 
 - Bezüger einer Rente aus der Schweiz und eines anderen EU-Staates (ausser Frankreich) 

 und die länger in der Schweiz versichert waren als im anderen EU-Land. 
 
 
3. Unwiderrufbarkeit des Optionsrechts  
Die Aktualisierung der Note conjointe hat es den französischen und schweizerischen Behörden 
ermöglicht, die Unwiderrufbarkeit des Optionsrechts zu bestätigen und darin die massgeblichen 
Tatbestände für eine neue Ausübung des Optionsrechts abschliessend aufzulisten. Neu sind 
Änderungen des Zivilstands und der Familienzusammensetzung explizit ausgeschlossen. Dafür 
bleibt eine erhaltene Befreiung weiterhin für die neuen Familienmitglieder, die in der Schweiz unter-
stellt wären, gültig, ohne dass ein neues Gesuch gestellt werden muss. 
 
 
4. Neugestaltung der Modalitäten zum Anschluss an die Krankenversicherung in Frankreich 
Derzeit haben Personen, welche ihr Optionsrecht ausüben, zwei Möglichkeiten, um sich in Frankreich 
zu versichern: Sie können sich entweder der französischen staatlichen Versicherung unterstellen 
(CMU), oder sie schliessen einen privaten Versicherungsvertrag ab. Die Mehrheit der Grenzgänger 
haben sich für die letztgenannte Möglichkeit einer privaten Versicherung entschieden. Die nationale 
Gesetzgebung in Frankreich sieht nun aber seit längerer Zeit vor, diese private Versicherungs-
möglichkeit per 1. Juni 2014 zu unterbinden (diese Einschränkung wurde übrigens bereits in der Note 
conjointe von 2008 erwähnt). Von diesem Zeitpunkt an fallen Personen, welche für einen privaten 
Versicherungsschutz optiert haben - sowie deren nicht erwerbstätige Familienangehörige - unter die 
staatliche soziale Krankenversicherung in Frankreich (CMU). 
 
Diese Personen haben sich zwingend im französischen Krankenversicherungssystem zu versichern. 
Eine Rückkehr in das schweizerische KVG-System ist nicht möglich (vgl. Zf. 3 Unwiderrufbarkeit des 
Optionsrechts). Diese Pflicht, sich weiterhin im französischen System zu versichern, betrifft nicht nur 
Personen, welche von der Versicherungspflicht in der Schweiz befreit wurden, sondern auch Perso-
nen, welche sich bisher ohne Rücksprache mit der schweizerischen Behörde von sich aus faktisch in 
Frankreich privat versichert haben (Bsp.: Schweizer Bürger, welche in Frankreich wohnen und in der 
Schweiz erwerbstätig sind, die deshalb keinen Ausweis G benötigen und aus diesem Grund der 
kantonalen Kontrolle der Versicherungsunterstellung entgangen sind). 
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II. Überblick über die internationalen Sozialversicherungsabkommen der Schweiz: 
 Auswirkungen auf die Krankenversicherung und auf die Unterstellung der entsandten 
 Arbeitnehmenden 
 
Die Schweiz hat mit zahlreichen Staaten Abkommen abgeschlossen, um die Sozialversicherungs-
situation jener Versicherten zu regeln, die ihren Wohnsitz oder ihre Erwerbstätigkeit aus der Schweiz 
in einen dieser Staaten verlegen oder umgekehrt. Einige dieser Abkommen sind nicht auf die Kran-
kenversicherung anwendbar. Sie haben im Krankenversicherungsbereich nur eine indirekte Wirkung, 
und zwar auf die Stellung der entsandten Arbeitnehmenden. Beiliegend senden wir Ihnen einen Über-
blick über alle diese Abkommen und rufen die Grundsätze, die für die Unterstellung der entsandten 
Arbeitnehmenden gelten, sowie deren Ansprüche auf medizinische Leistungen im Ausland in Erinne-
rung. 
 
Generell zieht die Unterstellung unter die AHV auch die Versicherungspflicht in der Krankenversiche-
rung nach sich. Ist die Unterstellung in einem konkreten Fall unklar oder strittig, sollten die kantonalen 
Stellen, die für die Kontrolle der Krankenversicherungspflicht zuständig sind, mit der zuständigen 
AHV-Ausgleichskasse Kontakt aufnehmen. 
 
 
1. Freizügigkeitsabkommen (FZA) und EFTA-Übereinkommen 
Früher hatte die Schweiz mit den meisten europäischen Ländern bilaterale Sozialversicherungsab-
kommen abgeschlossen. Seit dem Inkrafttreten des FZA und der entsprechenden Revision des EFTA-
Übereinkommens sind diese beiden Abkommen an die Stelle der bilateralen Abkommen mit den 
Mitgliedstaaten der EU und der EFTA getreten. Für Personen, die nicht in den persönlichen Geltungs-
bereich des FZA oder des EFTA-Übereinkommens fallen, z. B. Drittstaatsangehörige im Zusammen-
hang mit den Bestimmungen über die Entsendung, gelten jedoch weiterhin die früheren Abkommen. 
 
1.1 Übernahme des neuen europäischen Koordinationsrechts am 1. April 2012 
Seit dem 1. Mai 2010 sind in den Mitgliedstaaten der EU die neue Verordnung über die Koordinierung 
der Systeme der sozialen Sicherheit (EG) Nr. 883/2004 und die entsprechende Durchführungsverord-
nung Nr. 987/2009 in Kraft. Die Schweiz hat diese Verordnungen am 1. April 2012 in den Anhang II 
zum FZA aufgenommen (SR 0.831.109.268.1 und 0.831.109.268.11). Mit unserem Schreiben vom 
9. März 2012 haben wir Sie über alle Auswirkungen der neuen Verordnungen im Krankenversiche-
rungsbereich informiert.  
 
Was die entsandten Arbeitnehmenden anbelangt, betrifft die wichtigste Änderung die Dauer der 
Entsendung, die sich von 12 auf 24 Monate erhöht (Art. 12 Abs. 1 VO 883/04). Das Formular 
E102, das dazu diente, die Dauer der Entsendung um zusätzliche zwölf Monate zu verlängern, wird 
aufgehoben. Wie bisher kann in einigen Fällen eine Entsendung verlängert werden, in der Regel für 
eine Gesamtdauer von höchstens sechs Jahren (Abschluss einer Ausnahmevereinbarung zwischen 
dem Bundesamt BSV und der zuständigen ausländischen Behörde).  
 
Staatsangehörige der Schweiz oder eines EU-Mitgliedstaats, die für einen Zeitraum von bis zu 24 
Monaten von einem Unternehmen mit Sitz in der Schweiz in das Gebiet eines EU-Mitgliedstaats 
entsandt werden, bleiben dem schweizerischen Sozialversicherungsrecht unterstellt. Von der 
zuständigen AHV-Ausgleichskasse wird eine Entsendungsbescheinigung (Bescheinigung A1, früher 
Formular E101) ausgestellt.  
 
Staatsangehörige der Schweiz oder eines EU-Staats, die für einen Zeitraum von bis zu 24 Monaten 
von einem Unternehmen mit Sitz in der EU in die Schweiz entsandt werden, bleiben den Rechtsvor-
schriften des Entsendestaats unterstellt. Gegen Vorlage der entsprechenden Bescheinigung 
(Bescheinigung A1, ausgestellt vom zuständigen Versicherungsträger des Entsendestaats), werden 
sie von der Unterstellung unter die schweizerischen Sozialversicherungen, einschliesslich der Kran-
kenversicherung, ausgenommen.  
 
In den Beziehungen zwischen der Schweiz und den EFTA-Staaten (Island, Liechtenstein, Norwegen) 
gelten weiterhin die Verordnungen (EG) Nr. 1408/71 und (EG) Nr. 574/72, weil das EFTA-Überein-
kommen noch nicht an die neuen Koordinationsregelungen der VO 883/04 angepasst wurde. 
 
Für nähere Einzelheiten zu den Folgen der Entsendung siehe die Internetseite des BSV:  



- 6 - 

    
   6/9 

 
 

 

www.bsv.admin.ch => Themen => Internationales => Abkommen => Entsendungen  
=> Entsendungen aus der Schweiz in einen EU-Staat - Entsendungsmerkblatt zwischen der Schweiz 

und der EU  
=> Entsendungen aus der Schweiz in einen EFTA-Staat - Entsendungsmerkblatt zwischen der 

Schweiz und der EFTA  
 
 
2. Abkommen mit Drittstaaten (ausserhalb der EU/EFTA) 
Die Schweiz hat mit den folgenden Staaten bilaterale Abkommen über soziale Sicherheit abgeschlos-
sen: Australien, Chile, Kanada (einschliesslich Quebec), Kroatien, ehemaliges Jugoslawien*, Indien, 
Israel, Japan, Mazedonien, Philippinen, Republik San Marino, Türkei und Vereinigte Staaten (siehe 
beiliegende Tabelle). Das BSV veröffentlicht auf seiner Internetseite auch eine aktualisierte Liste der 
Abkommen über soziale Sicherheit sowie Informationen zu den Abkommen über soziale Sicherheit mit 
verschiedenen Ländern (insbesondere Australien, Chile, Kanada, Kroatien, Vereinigte Staaten, Japan 
und Philippinen) www.bsv.admin.ch => Themen => Internationales => Abkommen 
 
Jedes bilaterale Abkommen sieht eine bestimmte Entsendezeit vor (12 bis 72 Monate). Je nach 
Abkommen kann die Entsendung durch Abschluss einer Ausnahmevereinbarung verlängert werden 
(bis zu einer Dauer von höchstens sechs Jahren). Die bilateralen Abkommen ermöglichen in der 
Regel auch die Entsendung von Arbeitnehmenden, die weder die schweizerische Staatsangehörigkeit 
noch jene des Vertragsstaats besitzen (Drittstaatsangehörige). 
 
Arbeitnehmende, die aus der Schweiz in einen Vertragsstaat entsandt werden, bleiben während 
der gesamten Dauer ihrer Entsendung unter die Krankenversicherungspflicht in der Schweiz 
unterstellt (Art. 4 Abs. 4 KVV). Im Land der vorübergehenden Tätigkeit sind sie davon befreit, sich in 
den vom Abkommen abgedeckten Versicherungszweigen zu versichern. 
Arbeitnehmende, die aus einem Vertragsstaat in die Schweiz entsandt werden, bleiben auch für die 
gesamte Dauer der Entsendung den Gesetzesbestimmungen des Entsendestaates unterstellt.  
 
Siehe dazu die Internetseite des BSV 
www.bsv.admin.ch => Themen => Internationales => Abkommen => Entsendungen  
=> Entsendungen aus der Schweiz in Vertragsstaaten (ohne EU/EFTA) - Entsendungsmerkblatt 

zwischen der Schweiz und Vertragsstaaten (ohne EU/EFTA). 
 
2.1. Bilaterale Abkommen, die sich auf die Krankenversicherung beziehen 
In der Krankenversicherung erleichtern die Abkommen je nach Fall die Aufnahme in die Versicherung 
des anderen Vertragsstaats oder den Erwerb von Leistungsansprüchen unter Berücksichtigung der 
Versicherungsdauer. In den Abkommen ist auch die anwendbare Gesetzgebung geregelt. Zur 
Bestimmung der Unterstellung unter die Versicherung folgen die Abkommen dem Grundsatz der 
Unterstellung am Erwerbsort (z. B. Indien, Japan). Davon ausgenommen sind Entsendungen und 
Ausnahmevereinbarungen sowie die Spezialvorschriften über die Unterstellung bestimmter besonde-
rer Personenkategorien. 
 
Arbeitnehmende, die gestützt auf ein bilaterales Abkommen über soziale Sicherheit (das sich auf die 
Krankenversicherung bezieht) in die Schweiz entsandt werden, müssen nur der kantonalen Stelle, die 
in ihrem Wohnkanton für die Befreiung von der Krankenversicherungspflicht zuständig ist, eine Kopie 
ihrer Entsendungsbescheinigung oder der Bescheinigung über eine Ausnahmevereinbarung 
vorlegen, um von der Pflicht zum Anschluss an eine schweizerische Krankenversicherung 
ausgenommen zu werden. Entsandte aus der Schweiz bleiben während der gesamten Dauer der 
Entsendung unter die Krankenversicherungspflicht in der Schweiz unterstellt.  
 
2.2. Bilaterale Abkommen, die sich auf die Freizügigkeit in der Krankenversicherung beziehen 
Die Abkommen im Bereich der Krankenversicherung, die mit dem ehemaligen Jugoslawien*, Kroatien, 
Mazedonien, der Republik San Marino und der Türkei abgeschlossen wurden, betreffen grundsätzlich 
nur die Freizügigkeit. Dies bedeutet, dass Personen, die ihren Wohnsitz aus der Schweiz in einen 

                                                      
 
* Bis zum Inkrafttreten neuer Abkommen bleibt das Sozialversicherungsabkommen mit dem ehemaligen Jugoslawien auf 
Bosnien und Herzegowina, auf Serbien und auf Montenegro anwendbar. Für den Kosovo gilt dieses Abkommen seit dem 
1.4.2010 nicht mehr. 

http://www.bsv.admin.ch/
http://www.bsv.admin.ch/themen/internationales/02765/index.html?lang=de#sprungmarke0_2
http://www.bsv.admin.ch/themen/internationales/02765/index.html?lang=de#sprungmarke0_3
http://www.bsv.admin.ch/themen/internationales/02094/index.html?lang=de
http://www.bsv.admin.ch/themen/internationales/02765/index.html?lang=de#sprungmarke0_4
http://www.bsv.admin.ch/vollzug/storage/documents/1165/1165_1_de.pdf
http://www.bsv.admin.ch/vollzug/storage/documents/1165/1165_1_de.pdf
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dieser Vertragsstaaten verlegen, Anspruch auf die Leistungen der ausländischen Krankenversiche-
rung zu den Bedingungen haben, die in der ausländischen Gesetzgebung vorgesehen sind, gegebe-
nenfalls unter Berücksichtigung der in der schweizerischen Krankenversicherung zurückgelegten 
Versicherungszeiten, sofern zwischen dem Austritt aus dem schweizerischen System und der 
Aufnahme in das ausländische System nicht mehr als drei Monate liegen.  
 
Bei Personen, die ihren Wohnsitz aus einem dieser Vertragsstaaten in die Schweiz verlegen, betrifft 
dies nur die Taggeldversicherung nach KVG (da die Zugehörigkeit zur Grundversicherung obligato-
risch und an keinerlei Bedingungen geknüpft ist). Dabei werden die im anderen Vertragsstaat zurück-
gelegten Versicherungszeiten berücksichtigt, um die Entstehung der Leistungsansprüche in der 
Schweiz zu bestimmen. Taggelder bei Mutterschaft werden allerdings nur dann ausgerichtet, wenn die 
Person seit drei Monaten einer schweizerischen Krankenkasse angeschlossen war.  
 
Da diese Abkommen keine Unterstellungsregeln enthalten, gelangen in der Schweiz die Vorschriften 
des KVG zur Anwendung. Ist eine Person nach dem Recht des anderen Vertragsstaats obligatorisch 
krankenversichert, kann sie auf Gesuch hin von der Versicherungspflicht in der Schweiz ausgenom-
men werden, sofern der Einbezug in die schweizerische Versicherung für sie eine Doppelbelastung 
bedeuten würde und sie für die Behandlungen in der Schweiz über einen gleichwertigen Versiche-
rungsschutz verfügt (Art. 2 Abs. 2 KVV).  
 
2.3. Bilaterale Abkommen, die sich nicht auf die Krankenversicherung beziehen 
Mit einigen Staaten (Australien, Kanada/Quebec, Israel, Philippinen und Vereinigte Staaten) wurden 
Abkommen geschlossen, die sich nicht auf den Krankenversicherungsbereich erstrecken. In der 
Schweiz versicherte Personen, die sich für einen vorübergehenden Aufenthalt in diese Staaten bege-
ben (z. B. Studierende), müssen in der Schweiz versichert bleiben, wenn sie ihren Wohnsitz hier 
behalten. Sind diese Personen nach dem Recht des Aufenthaltsstaats obligatorisch krankenversi-
chert, können sie auf Gesuch hin von der Versicherungspflicht in der Schweiz befreit werden, sofern 
der Einbezug in die schweizerische Versicherung für sie eine Doppelbelastung bedeuten würde und 
sie für die Behandlungen in der Schweiz über einen gleichwertigen Versicherungsschutz verfügen 
(Art. 2 Abs. 2 KVV).  
 
Erstreckt sich das Abkommen nicht auf die Krankenversicherung, hat es nur eine indirekte Wirkung, 
und zwar auf die Weiterversicherung der entsandten Arbeitnehmenden im Entsendestaat. Ist ein aus 
der Schweiz entsandter Arbeitnehmer im Land der vorübergehenden Tätigkeit obligatorisch kranken-
versichert, kann er gestützt auf Artikel 2 Absatz 2 KVV ebenfalls verlangen, von der Versicherungs-
pflicht in der Schweiz ausgenommen zu werden. Wenn ein in die Schweiz entsandter Arbeitnehmen-
der sich von der Krankenversicherungspflicht befreien lassen will, muss sich der Arbeitgeber 
verpflichten, dafür zu sorgen, dass während der gesamten Geltungsdauer der Befreiung für Behand-
lungen in der Schweiz mindestens die Leistungen nach KVG versichert sind (Art. 2 Abs. 5 KVV). 
 
2.4. Neue Abkommen und Spezialfälle 
- Australien 

Das Abkommen zwischen der Schweiz und Australien über Soziale Sicherheit 
(SR 0.831.109.158.1) ist am 1. Januar 2008 in Kraft getreten. Es gilt für die AHV/IV und betrifft 
den Krankenversicherungsbereich nur indirekt (Unterstellung des entsandten Arbeitnehmers im 
Sitzstaat des Unternehmens, das ihn beschäftigt, und zwar während fünf Jahren). Für die 
Schweiz ist es nur auf australische oder schweizerische Staatsangehörige anwendbar, ausser 
wenn es sich um entsandte Arbeitnehmende handelt. 

- Zypern (Türkische Republik Nordzypern)  
 Da das Abkommen über die Personenfreizügigkeit im Nordteil der Insel nicht umgesetzt werden 

kann, ist dort auch keine internationale Leistungsaushilfe im medizinischen Bereich möglich. Es 
besteht somit kein Grund, Rentenbezüger und ihre Familienangehörigen, die ihren Wohnsitz 
dorthin verlegen, der Versicherungspflicht in der Schweiz zu unterstellen. 

- Ehemaliges Jugoslawien (Bosnien und Herzegowina, Serbien, Montenegro) 
 Bis zum Inkrafttreten neuer Abkommen bleibt das Abkommen zwischen der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft und der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien über Sozialversicherung 
(SR 0.831.109.818.1, in Kraft seit 01.03.1964) auf Bosnien und Herzegowina, auf Serbien und 
auf Montenegro anwendbar. 
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- Kosovo 
 In Bezug auf den Kosovo hat der Bundesrat beschlossen, das vorstehend erwähnte Abkommen 

ab dem 31. März 2010 nicht mehr auf die Bürger des Kosovo anzuwenden. Im Krankenversiche-
rungsbereich betrifft dies nur die Aufhebung der Freizügigkeit in der Krankentaggeldversicherung 
nach KVG. Ab dem 1. April 2010 ist das innerstaatliche schweizerische Recht anwendbar.  

- Indien 
 Das Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik Indien über 

soziale Sicherheit (SR 0.831.109.423.1), das am 29. Januar 2011 in Kraft getreten ist, gilt auch 
für die Krankenversicherung. Es sieht hauptsächlich vor, dass Arbeitnehmende, die von einem 
Unternehmen mit Sitz in Indien in die Schweiz entsandt werden, der indischen Sozialversiche-
rungsgesetzgebung unterstellt bleiben (sie sind von der schweizerischen Krankenversicherungs-
pflicht befreit) und umgekehrt. Die Entsendungsdauer beträgt höchstens 6 Jahre. Das Abkommen 
beschränkt sich auf die Festlegung von Unterstellungsregeln und sieht keine Berücksichtigung 
von Versicherungszeiten vor. Es ist auch auf Drittstaatsangehörige anwendbar. 

- Japan 
 Das Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und Japan über soziale 

Sicherheit (SR 0.831.109.463.1), das am 1. März 2012 in Kraft getreten ist, gilt auch für die Kran-
kenversicherung. Es enthält keine spezifischen Bestimmungen zu den Leistungen, sondern nur 
Regeln zur Unterstellung unter die Krankenversicherung. Entsandte Arbeitnehmende bleiben 
während 5 Jahren der Sozialversicherungsgesetzgebung des Entsendestaats unterstellt. Die 
Unterstellungsregeln (entsandte Arbeitnehmende usw.) gelten generell für Drittstaatsangehörige. 

- Übereinkommen über die soziale Sicherheit der Rheinschiffer (Rheinübereinkommen) 
 Dieses Übereinkommen zwischen den Rheinanliegerstaaten (Belgien, Deutschland, Frankreich, 

Luxemburg, Niederlande und Schweiz) ist am 1. Dezember 1987 in Kraft getreten 
(SR 0.831.107). Seit die VO 883/04 in Kraft ist, geht das europäische Koordinationsrecht dem 
Rheinübereinkommen vor. Deshalb haben die Vertragsstaaten gestützt auf Artikel 16 Absatz 1 
der VO 883/04 eine «Vereinbarung über die Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
für Rheinschiffer» abgeschlossen. Gemäss dieser Vereinbarung bleiben Rheinschiffer hinsichtlich 
der Krankenversicherungspflicht dem Recht des Staates unterstellt, auf dessen Gebiet sich der 
Sitz des Unternehmens befindet, das den Schiffer beschäftigt. Hingegen ist diese Vereinbarung 
nicht auf die Leistungsaushilfe anwendbar; diese stützt sich auf die VO 883/04. Die Schweiz ist 
dieser Ausnahmevereinbarung rückwirkend per 1. April 2012 beigetreten. Auf Rheinschiffer, die 
Drittstaatsangehörige sind, wendet die Schweiz das Rheinübereinkommen weiterhin vollum-
fänglich an (Unterstellung und Leistungsaushilfe).  

 
 
3. Nichtvertragsstaaten 
Bei entsandten Arbeitnehmenden, auf die weder das FZA oder das EFTA-Übereinkommen noch ein 
anderes bilaterales Abkommen über soziale Sicherheit anwendbar ist, sowie bei Entsendungen in 
einen Staat, mit dem die Schweiz kein Abkommen über soziale Sicherheit abgeschlossen hat 
(Nichtvertragsstaat), beträgt die Weiterdauer der schweizerischen Krankenversicherungspflicht 
zwei Jahre. Auf Gesuch hin kann die Versicherung auf bis zu sechs Jahre verlängert werden (Art. 4 
Abs. 3 KVV).  
 
Die Weiterführung der Versicherung einer Person nach dem schweizerischen Recht ändert ihre 
Stellung gegenüber den Versicherungen des Staates nicht, in dem sie ihre Tätigkeit ausübt; je nach 
Fall ist somit eine Doppelversicherung nicht ausgeschlossen. Personen, die nach dem ausländischen 
Recht obligatorisch krankenversichert sind, können der zuständigen kantonalen Stelle beantragen, 
von der Versicherungspflicht in der Schweiz befreit zu werden, sofern ihre Unterstellung für sie eine 
Doppelbelastung bedeuten würde und sie für die Behandlungen in der Schweiz über einen gleichwer-
tigen Versicherungsschutz verfügen (Art. 2 Abs. 2 KVV).  
 
Siehe dazu die Internetseite des BSV 
www.bsv.admin.ch => Themen => Internationales => Abkommen => Entsendungen  
=> Erwerbstätigkeit für einen Schweizer Arbeitgeber in einem Nichtvertragsstaat (Staat, mit welchem 

die Schweiz kein Abkommen über soziale Sicherheit abgeschlossen hat) / Entsendungsmerkblatt 
zwischen der Schweiz und Nichtvertragsstaaten  

 
 

http://www.bsv.admin.ch/themen/internationales/02765/index.html?lang=de#sprungmarke0_5
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4. Anspruch auf medizinische Leistungen von Entsandten aus der Schweiz 
4.1. Entsendung in einen EU-Staat 
Verlegt ein entsandter Arbeitnehmer seinen Wohnsitz in den EU-Staat, in dem die vorübergehende 
Tätigkeit ausgeübt wird, erhält er von seiner Krankenkasse ein mobiles Dokument S1 (früher 
Formular E106), das er bei der zuständigen Stelle im Wohnstaat abgibt. Dadurch wird er als 
Leistungsberechtigter registriert und somit behandelt, als ob er im Wohnland versichert wäre.  
 
Behält der in einen EU-Staat entsandter Arbeitnehmer seinen Wohnsitz in der Schweiz, kann er im 
Aufenthaltsstaat gegen Vorlage seiner europäischen Krankenversicherungskarte medizinische 
Leistungen in Anspruch nehmen. Er hat damit unter Berücksichtigung der Art der Leistungen und der 
voraussichtlichen Dauer seines Aufenthalts im Staat, in dem er seine vorübergehende Tätigkeit 
ausübt, Anspruch auf die medizinisch notwendigen Behandlungen. 
 
4.2. Entsendung in einen Staat ausserhalb der EU/EFTA 
Für medizinisch notwendige Behandlungen ausserhalb der EU/EFTA von entsandten Arbeitnehmern 
wird höchstens der doppelte Betrag der Kosten übernommen, die in der Schweiz vergütet würden. Die 
Kostenübernahme richtet sich nach den Tarifen und Preisen an ihrem letzten Wohnort in der Schweiz 
(Art. 36 Abs. 4 KVV). 
 
 
Wir danken Ihnen für Ihre Bemühungen, die Sie für die korrekte Umsetzung der Note conjointe zur 
Ausübung des Optionsrechts mit Frankreich und der internationalen Sozialversicherungsabkommen 
im Bereich Krankenversicherung unternehmen und stehen Ihnen für weitere Auskünfte gerne zur 
Verfügung. 
 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 

 
 
Abteilung Versicherungsaufsicht 
 
Die Leiterin  
 
 
 
Helga Portmann 
 
 
 
Anhänge: 
-  "Note conjointe relative à l'exercice du droit d'option en matière d'assurance-maladie dans le 

cadre de l'Accord sur la libre circulation des personnes entre la Suisse et l'Union européenne" 
vom 1. Februar 2013 

- Formular "Choix du système d'assurance-maladie applicable" 
- Tabelle: "Überblick über die internationalen Sozialversicherungsabkommen der Schweiz: -
 Auswirkungen auf die Krankenversicherung und auf die Unterstellung der entsandten 
 Arbeitnehmenden" 
 
 
Kopien an:  
- Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV), Internationales, 3003 Bern 
- Conférence latine des affaires sanitaires et sociales (CLASS), 2000 Neuenburg 



Schweizerische EidgenossenscV
Confdration suisse
Contederazione Svizzera
Confederaziun svizra

rU)LJQu E

Dpartement fd&aI de l‘intrieur DFI Ministäre des affaires sociales et de la sant
Office fdöraI des assurances sociales OFAS Direction de la söcurit6 sociale
Domaine Affaires internationales Division des affaires communautaires et internationales

Note conjointe relative ä l‘exercice du droit d‘option en matiöre d‘assurance
maladie dans le cadre de l‘Accord sur la libre circulation des personnes entre

la Suisse et I‘Union europ6enne

1. Introduction

L‘Accord sur la libre circulation des personnes concIu entre la Suisse et I‘Union europenne (UE)1 est
entr en vigueur le 1 juin 2002. II s‘applique aux ressortissants suisses au communautaires. Son
annexe Ii, qui fait rfrence aux rglements communautaires n° 883/20042 et 987I2009, caardonne
les regimes fran9ais et suisse de scurit sociale.

Selon le titre II du R 883/04, les personnes qui rsident en France mais qui travaillent en Suisse (ci
aprs « es travailleurs frontaliers ») sont saumises au rgime suisse de scurit sociale, y compris en
matire de couverture maladie. II en va de mme pour es persannes rsidant en France qui
bnficient exclusivement d‘une rente du rgime suisse de scurit sociale (art. 24, par. 2 R 883/04),
ä savair une rente de i‘assurance-vieiNesse et survivants (AVS), de l‘assurance-invalidit (Al), de
i‘assurance-accidents (LAA), de l‘assurance militaire (AM) et/ou de la prvoyance professionnelle
(LPP). Cela vaut pour es membres de familie n‘exer9ant aucune activit Iucrative de ces deux
catgories de personnes.

Tautefais, conformment la lettre b) du ch. 3 saus « Suisse » de I‘annexe XI du R 883/04, ces
personnes, ressortissants suisses au cammunautaires, peuvent faire usage d‘un droit d‘aption dans le
cadre de l‘assurance maladie; elies peuvent sur demande tre exemptes de i‘assurance maladie
obligataire en Suisse si elies prouvent qu‘elles bnficient d‘une cauverture maladie quivaIente en
France.

Le droit d‘optian ne peut tre exerc qu‘une seule fais, ä mains qu‘un nauveau fait gnrateur de san
exercice ne survienne. Paur es personnes concernes, es faits gnrateurs de I‘exercice du droit
d‘aption se limitent ä la prise d‘activit en Suisse, ä la reprise d‘activit en Suisse aprs une priade
de chömage, ä la prise de domiciie en France ou au passage du statut de travailleur ä celui de
pensionn. Les madifications d‘tatcivil (mariage, divorce) ou les changements de compasitian de la
cellule familiale (naissance au dcs d‘un membre de familie) ne sont pas cansidrs camme de
nauveaux fais gnrateurs.

La demande dait tre dpose dans un dlai de trais mais ä compter du jaur oü les persannes
concernes sont saumises au rgime suisse de scurit sociale au ä campter du premier jaur de
damiciliatian en France. Ce dlai chu, elies daivent entrer au rester dans le regime suisse
d‘assurance maiadie abligataire. La demande vaut paur les membres de la familie nan actifs. Eile dait
tre dpase auprs de l‘autorit cantanale camptente en matire d‘assurance maladie du heu de
travail en ce qui cancerne es travailleurs frontaliers et es membres de leurs familles, et auprs de
I‘Institution cammune LAMaI en ce qul cancerne les titulaires de rentes suisses et heurs membres de

1
j L 114 du 30.4.2002, p. 6ss ; RS 0.142.112.681. Ci-dessous ALCP

2 JO L 166 du 30.4.2004. RS 0.831.109.268.1. Ci-dessous R 883/04

JO L 284 du 30.10.2009. RS 0.831.109.268.11. Ci-dessous R 987/09



familie. La liste des autorits cantonales comptentes (cf. chapitre 5 ci-dessous) peut tre abtenue
auprs de i‘Office fdraI de la santa pubiique (OFSP) au sur San site internet (cf. chapitre 4 ci
dessous).

Si la demande d‘exemption est rejete par i‘autorit cantonaie au ‘institution commune LAMaI, Ja
personne en question dait tre obligatairement assure en Suisse pour es sains en cas de maiadie.
En ce qui concerne es bnficiaires d‘une rente suisse, ceux-ci ne peuvent rsiiier leur assurance
maiadie en Suisse qu‘aprs s‘tre valabiement assurs en France.

Par consquent, ie drait d‘option ne dait pas tre interprt camme une affiuiatian automatique auprs
d‘une assurance maiadie fran9aise, mais comme une possibiiit de ne pas s‘affiuier auprs d‘un
assureur suisse, lorsque taus ies rquisits lgaux sont rempiis. Tant qu‘une personne n‘est pas
assure auprs d‘une institution franaise, eile reste obiigatairement assure en Suisse.

2. Difförentes possibilitös de s‘assurer

2.1. Assurance obligatoire en Suisse (principe)

Les personnes qui rsident en France mais qui sont soumises au regime suisse de scurit sociale au
titre de i‘exercice d‘une activit iucrative en Suisse, ainsi que celies qui bnficient exciusivement
dune rente du rgime suisse de scurit sociale doivent s‘assurer en Suisse paur es sains en cas de
maiadie. ii en va de mme en ce qui concerne ieurs membres de familie qui n‘exercent pas d‘activit
iucrative.

Les travaiiieurs frontaiiers se font tabiir par I‘assureur maiadie suisse ie document S1 (anciennement
formuiaire E 106 CH) attestant de ieur couverture maiadie. Les personnes exciusivement titulaires de
pensions au de rentes suisses se font aussi tabiir une attestation S1 par leur assureur maiadie
suisse (anciennement formuiaire E 121 CH). Une attestation est tabiie l‘intention de chacun des
membres non-actifs de Ja familie, saus reserve de i‘acceptation de ia quaiit d‘ayant-droit par la
Caisse primaire d‘assurance maiadie fran9aise (CPAM). Les attestations S1 sant ä dposer sans diai
auprs de Ja CPAM du iieu de rsidence; ceiie-ci dtermine Ja quaiit des membres de ia familie et -

le cas chant - en informe ‘institution suisse, cf. articie 1 i) du R 883/2004.

Ces personnes assures en Suisse ont aiars drait en France ä tautes ies prestatians mdicaies et
pharmaceutiques prvues par ia igisiation franaise, qui serant prises en charge par ia CPAM du heu
de rsidence paur ie campte de Jeur assureur suisse. Eiles peuvent aussi choisir de recevoir ces soins
en Suisse, seian ies dispositions de ia lgisiation suisse.

Les personnes qui sant assures en Suisse pour ies soins en cas de maiadie et qui cessent, paur une
queiconque raisan, de payer leurs primes, ne peuvent tre affiiies dans Je rgime franais
d‘assurance maiadie. Le non paiement des primeS a paur consquence de suspendre Je drait aux
prestatians du rgime suisse. Cette suspension du drait aux prestations nest qu‘une sanctian mais
n‘impiique pas ha Suspension de i‘obiigatian d‘assurance en Suisse. Aussi iongtemps qu‘il n‘a pas
natifi ha Suspension du droit aux prestatians ‘institution fran9aise, i‘assureur suisse est tenu de
rembaurser des prestations prises en charge par ie rgime franais, et ce jusqu‘ä la date de ia
rception de ia notification de Suspension par Ja Caisse primaire d‘assurance maladie franaise.

La liste des assureurs maiadie et eurs primes mensueiies est disponibie auprs de I‘OFSP au sur san
Site internet (cf. chapitre 5 ci-dessous). Les caisses maladie suisses sant tenues de fournir une
cauverture de base ä tautes persannes sans gard heur tat de sant. Ce n‘est pas ie cas des
assurances campimentaires prives.

La Suisse accarde des rductions de primeS aux persannes assures de candition canamique
modeste qui rsident en France et qui sant assures en Suisse. S‘ii s‘agit de travaiiieurs frontaliers au



de membres de leur familie, c‘est le canton du heu de travail qul est comptent. L‘octroi de rductions
de primes des rentiers et aux membres de leur familie est de ha comptence de ha Confdration ii
seffectue par lintermdiaire de linstitution commune LAMaI.

2.2. Droit d‘option (exception)

Les personnes mentionnes ci-dessus qul rsident en France, travaihleurs frontahiers au titulaires de
pensions au rentes suisses et heurs membres de familie non-actifs, peuvent galement faire usage du
droit d‘option: elles peuvent (1) sait s‘affihier ha Cauverture Maiadie Universelle (CMU) en
s‘inscrivant la CPAM de leur heu de rsidence (2) soit souscrire une assurance mahadie prive
franaise; ha l&ishation francaise prvoit toutefois pue cette dernire IDossibilit sera ferme ds he 1
juin 2014. Les personnes ayant opt pour une assurance maladie prive fran9aise et qui ne peuvent
plus y recourir sont tenues de rester dans le rgime fran9ais d‘assurance maladie.

L‘exercice du droit d‘option est irrvocable.

Les prestations de la CMU ne sont fournies qu‘en France, ehhes peuvent tre servies en Suisse si ha
CPAM camptente l‘autorise au mayen dune attestation S 2 (anciennement formuiaire E 112) dans le
cadre de soins programms au au moyen du document ad hoc pour des soins qui s‘avrent
ncessaire en cas de sjour en Suisse (Carte europenne d‘assurance maladle au certificat provisaire
de rempiacement). La CMU assure toutes es persannes sans gard ieur tat de sant. Ce n‘est pas
le cas des assurances prives fran9aises, qui peuvent exchure une couverture pour les mahadies
prexistantes ha signature du contrat d‘assurance. Les assurances prives ne sont pas saumises
aux dispositions de coordination en matire de scurit sociale conclues entre la Suisse et les Etats
de l‘UE, ce qul peut avoir d‘importantes cansquences lars de la rahisation d‘un risque. II convient
donc de se rfrer ha couverture du cantrat d‘assurance contract.

Lexemption de lassurance suisse dun travailleur frontalier au d‘un pensionn du rgime suisse
rsidant en France est conditionne ha production du formuhaire annex aux prsentes attestant que
l‘intress est effectivement assur en France, sait par he biais d‘une assurance prive (et danc
prcdemment vis par l‘assureur priv), sait au titre de ha CMU.

Quelle que soit l‘option chaisle, le farmulaire doit tre obligatairement vis par ha CPAM du heu de
rsidence sous peine d‘invalider le drait daptian exerc. Larsque l‘intress chaisit une assurance
prive et a pralabIement affiIie au rgime fran9ais d‘assurance maladle, la CPAM visera le
formuhaire seulement si ha carte Vitahe de la personne, ainsi que celhes de ses ayants-droit, sont
restitues au moment de la präsentation du farmulaire pour vahidatian. En cas de non restitutian de
‘ensemble des cartes Vitales, la CPAM ne visera pas he formuhaire car eile ne sera pas en mesure
d‘attester du chaix entre assurance prive et CMU. Le farmulaire attestant de h‘affihiation en France
doit tre dpas dans les 3 mais compter de ha saumissian au rgime suisse de scurit sociale (1er

jaur de prise d‘activit en Suisse) au de ha domicihiation en France auprs de l‘autarit cantonale
camptente en matire d‘assurance maladie en ce qul concerne es travailheurs frontaliers, au auprs
de ‘Institution cammune LAMaI en ce qui concerne es pensianns du rgime suisse.

En labsence de ce formulaire düment remphi et vis, iexemption ä une cauverture mahadie suisse
nest pas possible. Une Carte eurapenne d‘assurance maladie au une carte Vitale ou taut autre
document ne remplacent pas hedit formulaire.

2.2.1. Travaileurs soumis ä la IgisIation suisse (travaileurs frontaliers)

Les persannes rsidant en France mais saumises au rgime suisse de scurit sociale en raisan de
I‘exercice de leur activit professionnehle, ainsi que heurs membres de familie non-actifs admis comme
tels par ha lgisIation fran9aise, peuvent faire usage de heur droit d‘option en dpasant une demande
d‘exception ‘obligation de s‘assurer en Suisse auprs de l‘autorit cantanale camptente de heur
heu de travail (cf. chapitre 5 ci-dessous), qui statuera.
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Les travailleurs frontaliers temporairement dtachs ä l‘tranger par leur employeur suisse restent
soumis au rgime d‘assurance-maladie pour lequel us ont opt.

2.2.2. Bnficiaires de rentes suisses (pensionns ou invalides)

Les bnl9ciaires de rentes suisse de i‘assurance-vieillesse et survuvants (AVS), de l‘assurance
invalidit (Al), de ‘assurance-accidents (LAA), de l‘assurance mulitaire (AM) etlou de la prvoyance
professionnelie (LPP) peuvent gaiement faire usage de leur droit d‘option, en cas de transfert de
rsidence en France ou en cas d‘attribution de la pension suisse s‘ils rsident djä en France. A cet
gard, tout justificatif de domicile (par ex. factures d‘eau, d‘lectricit, de tphone, de gaz, etc.)
peuvent tre jointes la demande d‘assurance en France pour prouver la possession d‘une rsidence
en France. Le principe de i‘assurance obligatoire en Suisse prvaut aussi iongtemps que le droit
d‘option n‘est pas exerc dans un dlai de trois mois partir du changement de rsidence au de
l‘octroi de la pension suisse; ce n‘est qu‘une fais valablement assures en France, qu‘elies peuvent
dposer une demande d‘exception ‘obligation de s‘assurer en Suisse auprs de l‘institution
commune LAMaI (cf. chapitre 4 ci-dessous), qui statuera. Une copie de la dcision d‘octroi de rente au
une attestation de rente mise par l‘institution suisse dbitrice est joindre la demande d‘exercice
de droit d‘option (formulaire annex).

La personne qui quitte dfinitivement ie territoire suisse pour s‘installer en France n‘est donc pas
d‘emble exclue de l‘obligation de s‘assurer en Suisse pour es soins en cas de maladie, au contraire
cette obligation reste entire (sauf exercice du droit d‘option).

Taus les assureurs maladie suisses ne proposent pas de couverture pour es personnes rsidant dans
les Etats membres de l‘UE. Ainsi, une teile personne peut rester affilie auprs de san assureur
suisse si celui-ci propose une cauverture pour la France au, dans le cas cantraire, eile doit s‘affilier
auprs d‘un assureur suisse proposant une teile couverture (cf. chapitre 5 ci-dessous). La caisse
d‘assurance-maladie suisse est alors tenue d‘informer la personne du nouveau montant de la prime,
compte tenu de San nouveau domicile en France.

Les personnes qui rsident en France, bnficiant simultanment de rentes suiSses et de pensions
franaises qui ouvrent un droit l‘assurance maladie en France, sont affilies obiigatoirement au
rgime fran9ais. Le droit d‘option ne s‘applique pas cette situation.

2.3. Assurance obligatoire en France

Les personnes nan actives ayant quitt la Suisse pour rsider en France, qui ne bnficient pas d‘une
rente au d‘une pension du rgime suisse de scurit sociale et ne comptent pas parmi les membres
de familie d‘une personne bnficiant d‘une rente suisse au travaillant en Suisse, sont saumises ä la
Igislation fran9aise. Eiles ne peuvent pas s‘assurer en Suisse, puisqu‘elles n‘y rsident plus.

Ces personnes tombent dans le champ d‘appiicatian de la Directive europenne concernant le droit
de sjour4,transpose en droit frangais5,et doivent souscrire une assurance maiadie conformment ä
cette igislation ; eiies ant le drait de sjourner sur le territoire fran9ais pour une dure de pius de trois
mais si elles disposent de ressources suffisantes et d‘une assurance maladie.

Directive 2004/38/CE du Parlement europen et du Conseil du 29 avril 2004 relative au droit des citoyens de
‘Union et des membres de ieurs familles de circuier et de sjourner librement sur le territoire des tats membres,
JO L 158 du 30.4.2004, p. 77ss.

Art. 23ss de la Loi n° 2006-911 du 24 juillet 2006 relative ‘immigratian et l‘intgration, JO n° 170 du
25.07.2006; Dcret n° 2007-371 du 21 mars 2007 relatif au droit de sjour en France des citayens de ‘Union
eurapenne, des ressortissants des autres Etats parties l‘Espace conamique europen et de la Confdration
suisse ainsi que des membres de leur familie, JO n° 69 du 22.3.2007
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Taut ressortissant suisse rsidant en France de manre rgulire et ininterrompue depuis plus de 5
ans a acquis le statut de rsident permanent, c‘est--dire un drait de sjour permanent en France. A
ce titre es CPAM doivent accepter ces persannes ä la CMU au maintenir leur affiliation si ces
personnes le souhaitent, es deux critres de la rgularit du sjour, savoir l‘existence cle ressaurces
suffisantes et d‘une assurance maladie, n‘ayant plus vocation s‘appliquer. Cette possibilit est
exclue pour les personnes assures obligatoirement en Suisse.

Les personnes auparavant en sjaur rgulier (ressources suffisantes et assurance maladie) qui sont
victimes d‘un accident de la vie peuvent tre admises ä la CMU. La nation d‘accident de la vie se
dfinit comme un vnement non mattrisable qui conduit ä ne plus pouvoir respecter es deux
conditions relatives ä la rgularit du sjour, par exemple le dcs du conjoint au le divorce qui
conduit une perte de ressources, ou encore la survenance d‘une maladie qui empche taut recaurs

une assurance prive. Ces situatians serant apprcies au cas par cas par es CPAM.

Les persannes qui n‘ant pu ä aucun moment se prvalair d‘une rgularit au sjaur en France et qui
ant de faibles ressaurces bnficient de la cauverture maladie des « sains urgents » (mains de trais
mais de rsidence en France) au de l‘Aide Mdicale d‘Etat (AME) qui est rserve aux ressartissants
trangers dmunis et en situation irrgulire.

3. Retour en Suisse

Les travailleurs frontaliers ou es bnficiaires de rentes suisses, qul ont rsid en France et qui y
taient assures, doivent s‘assurer en Suisse dans es trois mais qui suivent leur nouvelle prise de
rsidence en Suisse. Des informations sur le montant des primes mensuelles sont disponibles sur es
sites internet de I‘OFSP (cf. chapitre 5 ci-dessaus).

L‘assureur maladie suisse doit les affilier sans gard leur tat de sant. Ce nest pas le cas des
assurances camplmentaires prives.

4. Adresses utiles

Pour la Suisse
Office fd&al des assurances saciales (OFAS)
Effingerstrasse 20
CH-3003 Berne
www.bsv.admin.ch

Office fdral de la sant publique (OFSP)
CH-3003 Berne
www.bag.admin.ch

Institution commune LAMaI
Baite pastale
CH-4503 Soleure
www.kvp.org

Pour la France
Ministre des affaires sociales et de la sant
14 avenue Duquesne
FR-75350 Paris 07 SP
www.sante.qouv.fr



Centre des liaisons europennes et internationales de scurit sociale
11 rue de la tour des Dames
FR-75436 Paris cedex 09
www.cleiss.fr

Caisse nationale dassurance maladie des travailleurs saIaris - CNAMTS
50 avenue du Professeur Andr Lemierre
FR-75986 Paris Cedex 20
www.ameli fr

5. Informations suppiementaires

Pour la Suisse
Liste des assureurs maladie et leurs primes mensuelles pour es personnes domicilies en Suisse
wwwbap.admin.ch <Thmes <Assurance-maladie < Primes

Liste des assureurs maladie et leurs primes mensuelles pour les personnes domicilies dans un Etat
membre de l‘UE: www.baq.admin.ch < Thmes < Assurance-maladie < Affaires
internationales/UE/AELE, sous « Primes — Aperu des primes UE/AELE »

Calculateur des primes de lOffice fdral de la santa publique et autres informations (aussi pour les
personnes domicilies dans un Etat de l‘UE) : www.priminfo.ch

Liste des institutions cantonales pour l‘exemption de I‘obligation de s‘assurer dans l‘assurance
maladie suisse: www.baci.admin.ch < Thmes < Assurance-maladie < Affaires
internationales/UE/AELE, sous « Obligation de s‘assurer - Liste des institutions cantonales pour
l‘exemption de ‘obligation de s‘assurer dans l‘assurance maladie »

Liste des institutions cantonales pour la rduction des primes : www.baa.admin.ch < Thmes <

Assurance-maladie < Primes, sous « Institutions cantonales pour la rduction des primes »

Pour la France
Informations sur la CMU: www.ameli.fr < Soins et remboursement sous CMU et complmentaires
sant < CMU de base: une assurance maladie pour tous

Guide du frontalier suisse: www.ameli.fr < Votre caisse — Haut-Rhin < Vous informer < La protection
sociale des frontaliers

Präsentation de la CMU de base : www.cmu.fr < Präsentation des dispositifs d‘aide < Qu‘est-ce que la
CMU de base?

Service-Public.fr : www.service-rublic.fr sous Accueil Particuliers < Social — Sant < Couverture
maladie universelle (CMU) et Aide mdicale de l‘Etat (AME) < Demande, coüt et renouvellement

Le 1er fvrier 2013,

Les autorits comptentes fran9aises
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Les autorits comptentes su isses
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Choix du système  

d'assurance-maladie applicable 
 

Formulaire de déclaration du choix du système d'assurance-maladie applicable et de demande d’exception de 
l’obligation de s’assurer pour les soins en cas de maladie en Suisse à l’intention de ressortissants suisses ou 

communautaires résidant en France et exerçant une activité lucrative en Suisse ou bénéficiant exclusivement d’une 
rente du régime suisse de sécurité sociale - en application de l’Annexe XI du règlement (CE) n° 883/2004, ch. 3, let. b 

sous « Suisse », de l’art. 2, al. 6 OAMal et de l’Art. L 380-3-1 du Code de la sécurité sociale français. 
 

 

La présente formule doit être déposée auprès de l’autorité compétente suisse dans un délai de 3 mois à 
compter de la soumission au régime suisse de sécurité sociale ou de la domiciliation en France. 

Elle vaut également pour les membres de la famille non-actifs. 
L’exercice du droit d’option est un acte volontaire, il est irrévocable. 

Procédure 
 

Pour le/la travailleur/euse frontalier/ière (veuillez lire attentivement les points 1 à 5) 
1.  Compléter les parties 1, 2 et 4 
2.  Selon le choix du système d'assurance : compléter la partie 5 ou la partie 6 ou la partie 7.1 
3.  En cas d'assurance maladie en France auprès d'une compagnie privée, cette dernière complète la partie 7.2.  
4.  Vous devez dans tous les cas faire compléter la partie 8 de ce formulaire par la Caisse primaire d'assurance-

maladie (CPAM) de votre lieu de résidence, quel que soit votre choix de système d'assurance (français - CMU 
ou privé - ou suisse) 

5.  Le formulaire doit ensuite être transmis à l’autorité compétente suisse dans le délai susmentionné, à savoir :  
l’institution compétente pour l’exemption de l’obligation de s’assurer dans l’assurance-maladie obligatoire du 
canton de travail (liste disponible sous www.bag.admin.ch <Thèmes <Assurance maladie <Obligation de 
s’assurer <Suisse <Exemption) 

 

Pour la personne titulaire d'une rente du régime suisse de sécurité sociale (veuillez lire attentivement les points 1 à 5) 
1.  Compléter les parties 1, 3 et 4. Une copie de la décision d’octroi de la rente suisse ou une attestation de rente 

émise par l’institution suisse débitrice doit être jointe au présent formulaire 
2.  Selon le choix du système d'assurance : compléter la partie 5 ou la partie 6 ou la partie 7.1 
3.  En cas d'assurance maladie en France auprès d'une compagnie privée, cette dernière complète la partie 7.2 
4.  Vous devez dans tous les cas faire compléter la partie 8 de ce formulaire par la Caisse primaire d'assurance-

maladie (CPAM) de votre lieu de résidence, quel que soit votre choix de système d'assurance (français - CMU 
ou privé - ou suisse) 

5.  Le formulaire doit ensuite être transmis à l’autorité compétente suisse dans le délai susmentionné, à savoir :  
 Institution commune LAMal, Gibelinstrasse 25, 4503 Soleure, tél. +41 (0) 32 625 30 30, fax. +41 (0) 32 625 30 96 
 

1. Données personnelles 
 
Nom(s) : ....................................................................................... Date de naissance : (JJ/MM/AAAA) ………...............  
 
Prénom(s) : .................................................................................. Nationalité : ................................................................ 
 
Adresse : ................................................................................................................................. Pays : .............................. 
 
Téléphone : ...................................................... Courriel : ................................................................................................ 
 
Etat-civil :  Célibataire     Marié/e     Séparé/e     Divorcé/e     Veuf/veuve        Autre : ............................ 
 
Numéro AVS : 756 ……………………...       Numéro d’immatriculation (NIR) : .............................................. 
 
 

2. À compléter par le/la travailleur/euse frontalier/ière 
 
Nom de l’employeur : ........................................................................................................................................................  
 
Adresse de l’employeur : ..................................................................................................................................................  
 
Date de la prise d’activité : (JJ/MM/AAAA) .............................. Lieu de travail : ............................................................... 
 
Date de prise de domicile en France : (JJ/MM/AAAA) .......................... 
 

 



2/2 
 

3. À compléter par les personnes bénéficiaires d'une rente du régime suisse de sécurité sociale                                     
 
Type de rente :  Assurance vieillesse et survivants AVS   Assurance-invalidité AI 
 
  Assurance-accidents AA    Prévoyance professionnelle PP 
 

               Assurance militaire AM 
 
Date d’octroi : (JJ/MM/AAAA) .............................. Date de domiciliation en France : (JJ/MM/AAAA) .............................. 
 
Joindre une copie de la décision d’octroi de  rente ou une attestation de rente de  l’institution suisse débitrice  
 

4. Membres de la famille (conjoint / enfants) n’exerçant pas d’activité lucrative  
 
Nom(s) 

 

 
Prénom(s) 

 
Date de naissance 
 

 
N° AVS / NIR 

 
Nationalité 

 
Pays de résidence 

 

5. Affiliation auprès de l'assurance-maladie suisse (LAMal) 
 
Je choisis de m'assurer dans le système d'assurance-maladie suisse. Par ma signature, je déclare que toutes les 
informations sont conformes à la réalité et je joins au présent document l'attestation (LAMal) de mon assureur 
suisse, ou une copie du formulaire S1 émis par l’assureur suisse, ainsi que celles des membres de ma 
famille non-actifs obligatoirement assurés auprès du même assureur que moi. 
 
Lieu, date : ............................................................. Signature : .................................................................................... 
 
 

6. Affiliation à la Couverture Maladie Universelle – CMU  
 
Je choisis de m'assurer pour les soins en cas de maladie en France à la CMU et demande à être exempté/e de 
l’obligation de m’assurer en Suisse (exercice du droit d’option). Par ma signature, je déclare que toutes les 
informations sont conformes à la réalité. 
 
Lieu, date : ............................................................. Signature : .................................................................................... 
 
 

7. Affiliation auprès d’un assureur-maladie français privé                                                                                        
et attestation à compléter par l'assureur-maladie privé  

 
7.1 Je choisis de m'assurer pour les soins en cas de maladie en France auprès d’un assureur-maladie privé et 
demande à être exempté/e de l’obligation de m’assurer en Suisse (exercice du droit d’option). Par ma signature, je 
déclare que toutes les informations sont conformes à la réalité. Je restitue ma carte Vitale et celles de mes 
ayants-droit lorsque je présente ce formulaire à la CPAM de mon lieu de résidence pour validation. 
 
Lieu, date : ............................................................. Signature : .................................................................................... 
 
7.2 L’assureur privé soussigné confirme que la/les personne/s mentionnée/s dans le présent formulaire est/sont 
assurée/s pour les soins en cas de maladie en France et couverte/s durant un séjour dans un Etat membre de l’UE, 
ainsi qu’en Suisse. L’assureur confirme que cette couverture est équivalente à la couverture de l’assurance-maladie 
légale française. 
 
Nom et adresse de l’assureur : ......................................................................................................................................... 
 
Lieu, date : ................................................    Cachet et signature de l’assureur : ............................................................ 
 
 

8. CETTE PARTIE DOIT OBLIGATOIREMENT ET DANS TOUS LES CAS ETRE COMPLÉTÉE PAR LA CAISSE 
PRIMAIRE D'ASSURANCE MALADIE (CPAM) DE VOTRE LIEU DE RESIDENCE AVANT D'ETRE RETOURNÉE A 

L'AUTORITE COMPETENTE SUISSE 
 
Adresse: ............................................................................................................................................................................ 
 
Lieu, date : ................................................... Cachet et signature : ……........................................................................... 
 

Il est recommandé d'effectuer une copie de ce formulaire avant de le retourner à l'autorité compétente suisse 



 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Gesundheit BAG 
Direktionsbereich Kranken- und Unfallversicherung 

 

  
Stand am 01.05.2013  

 
 

Überblick über die internationalen Sozialversicherungsabkommen der Schweiz:  
Auswirkungen auf die Krankenversicherung und auf die Unterstellung der entsandten Arbeitnehmenden 

Land RS-Nummer Inkrafttreten Anwendbarkeit auf die 
Krankenversicherung 

Unterstellung unter die obligatorische 
Krankenversicherung 

Auswirkungen der Entsendung (Dauer 
der Unterstellung im Entsendestaat) 

Australien (AU) 
(ab 01.01.2008) 

0.831.109.158.1 01.01.2008 nein: indirekte Wirkung bei Entsendung Im Abkommen nicht geregelt  
(in CH KVG anwendbar) 

bis 5 Jahre 

Kanada (CA)  
+ Quebec (QUE) 

0.831.109.232.1  
+ 0.831.109.232.2 

01.10.1995 nein: indirekte Wirkung bei Entsendung  Im Abkommen nicht geregelt  
(in CH KVG anwendbar) 

bis 5 Jahre (Verlängerung möglich) 

Chile (CL) 0.831.109.245.1 01.03.1998 Med. Leistungen für Rentner  
(kein Einfluss auf CH)  

Im Abkommen nicht geregelt  
(in CH KVG anwendbar) 

bis 3 Jahre (Verlängerung möglich) 

Zypern Nord  - - Im Norden (türkische Republik)  
FZA nicht anwendbar  

In CH KVG anwendbar - 

Kroatien (HR)  
idem MK 

0.831.109.291.1 01.01.1998 ja, Freizügigkeit /  
Taggeldversicherung KVG 

Im Abkommen nicht geregelt  
(in CH KVG anwendbar) 

bis 2 Jahre (Verlängerung möglich)  

Vereinigte Staaten (US) 0.831.109.336.1 01.11.1980 nein: indirekte Wirkung bei Entsendung   Im Abkommen nicht geregelt  
(in CH KVG anwendbar) 

bis 5 Jahre (Verlängerung möglich)  

Ex-YU (Bosnien-Herzego-
wina, Serbien, Montenegro) 

0.831.109.818.1 01.03.1964 ja, Freizügigkeit /  
Taggeldversicherung KVG 

Im Abkommen nicht geregelt  
(in CH KVG anwendbar) 

bis 3 Jahre (Verlängerung möglich) 

Indien (IN) 
(ab 29.01.2011) 

0.831.109.423.1 29.01.2011 ja, Unterstellungsregeln  Grundsätzlich am Erwerbsort  
(ausser bei Sonderfällen) 

bis 6 Jahre (Maximum) 

Israel (IL) 0.831.109.449.1 01.10.1985 nein: indirekte Wirkung bei Entsendung  Im Abkommen nicht geregelt  
(in CH KVG anwendbar) 

bis 2 Jahre (Verlängerung möglich)  

Japan (JP) 
(ab 01.03.2012) 

0.831.109.463.1 01.03.2012 ja, Unterstellungsregeln Grundsätzlich am Erwerbsort  
(ausser bei Sonderfällen) 

bis 5 Jahre (Verlängerung möglich) 
Entsendung aus einem Drittstaat möglich 

Kosovo Aufhebung 01.04.2010  - In CH KVG anwendbar - 
Mazedonien (MK) idem HR 0.831.109.520.1 01.01.2002 ja, Freizügigkeit /  

Taggeldversicherung KVG 
Im Abkommen nicht geregelt  
(in CH KVG anwendbar) 

bis 2 Jahre (Verlängerung möglich)  

Philippinen (PH) 0.831.109.645.1  01.03.2004 nein: indirekte Wirkung bei Entsendung  Im Abkommen nicht geregelt  
(in CH KVG anwendbar) 

bis 2 Jahre (Verlängerung möglich)  

Rheinschifferabkommen 
(RH) BE, DE, FR, LU, NL 

0.831.107 
 

01.12.1987 ja, für Rheinschiffer Staat wo der Arbeitgeber seinen Sitz hat - 

San Marino (SM)  
FZA nicht anwendbar 

0.831.109.672.1  01.03.1983 ja, Freizügigkeit /  
Taggeldversicherung KVG 

Im Abkommen nicht geregelt  
(in CH KVG anwendbar) 

bis 1 Jahr (Verlängerung möglich) 

Türkei (TR) 0.831.109.763.1  01.01.1972  
(E 1969) 

ja, Freizügigkeit /  
Taggeldversicherung KVG   

Im Abkommen nicht geregelt  
(in CH KVG anwendbar) 

bis 2 Jahre (Verlängerung möglich)  

 

http://www.admin.ch/ch/d/sr/0_831_109_158_1/index.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c0_831_109_232_1.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/0_831_109_232_2/
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c0_831_109_245_1.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c0_831_109_291_1.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c0_831_109_336_1.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c0_831_109_818_1.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/0_831_109_423_1/index.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/0_831_109_449_1/
http://www.admin.ch/ch/d/sr/0_831_109_463_1/index.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/0_831_109_520_1/index.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/0_831_109_645_1/
http://www.admin.ch/ch/d/sr/0_831_107/index.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c0_831_109_672_1.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c0_831_109_763_1.html
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